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Willkommen im Kanton «Spital»
Eine Viertelmilliarde mindestens 

möchten die Spitalplaner des 
Kantons Schaffhausen ab 2015 

schubweise in einen grossen Neubau 
unseres sorgfältig sanierten Spitals auf 
dem Geissberg investieren. Auch über 
eine Zusammenlegung mit der Psychi-
atrie Breitenau am selben Standort 
wird laut nachgedacht, nachdem die 
Sanierung der Anlage auf der Breite ab 
2000 mit erheblichem Aufwand betrie-
ben wurde. Nach der Verbesserung  
der Erdbebensicherheit im alten Geiss-
berg-Spital, nach Renovationen des 
Traktes, nach der Sanierung und Auf-
rüstung der Operationssäle, der Neu-
eröffnung der Geburtsabteilung und 
den Umbauten in der Übergangspflege 
sollen nun zwei mächtige Neubauten – 
jede für sich grösser als der bestehende 
neuere Spitaltrakt – entstehen. Das 
Ganze wird begleitet durch massive 
Rodungen. Wow – so etwas hat der 
Geissberg noch nicht gesehen, denn er 
wird zwangsläufig zum «Wäldchen», 
kommt alles nach Plan. 

Gründe für den «grossen Sprung 
nach vorn»?

Man kann dieselben auch im Kan-
ton St. Gallen – 600 Millionen-Ausbau 

–, im Thurgau mit Sanierungen über 
360 Millionen, in Bülach oder im Kan-
ton Solothurn mit 340 Millionen hören: 
«Wir wollen die Wertschöpfung im 
Kanton behalten!», «Wir müssen  
effizienter werden, sonst wandern  
Patienten ab!», «Wir werden unseren 
Spitalstandort aufwerten, das ist Wirt-
schaftsförderung!», «Es geht um unser 
aller Gesundheit!». Seit der Einfüh-
rung der Fallkostenpauschalen durch 
das revidierte KVG in Kombination 
mit der freien Spitalwahl und der  
Kostenbeteiligung der Kantone bis  
55 Prozent ist in der Spitallandschaft 
Helvetiens der Teufel los. Alle wollen 
besser werden, und alle müssen da-
rum bauen, zwangsläufig und öffent-
lich-teuer, womöglich mit noch grösse-
ren Verlusten. Die tragen letztlich  

die Steuerzahlenden in den Kantonen, 
welche beim aktuellen «Wettrüsten» 
mitmachen. Eigentlich hatte sich das 
der Gesetzgeber anders vorgestellt: 
Die Fallkostenpauschalen hätten den 
Druck verstärken sollen, dass über 
Kantonsgrenzen hinweg in Versor-
gungsregionen geplant und gedacht 
würde. Sie hätten den Rahmen für 
kantonsübergreifende Koordination 
und Kooperation setzen sollen.  
Doch anstelle einer regionalen Opti-
mierung sehen wir fast flächende-
ckend hospitalen Kantönligeist.  
Die Gesundheits direktoren täten gut  
daran, ihre zusammengerechneten 
Milliardenprojekte der kommenden 
Jahre einmal mit einer regionalen Be-
darfsplanung zu unterlegen. Es wer-
den sich, wenn nicht der Kranken-
stand massiv zunimmt, zumindest  
in Zürich-Nord und der Ostschweiz 
wohl einige Überkapazitäten zusam-
menläppern. 

Der einzige Weg, zu gewinnen: 
Nicht mitspielen!

Leider hat im Kanton Schaffhau-
sen bisher niemand den Auftrag er-
teilt, neben der massiven Neubaulö-
sung auch ein Alternativprojekt zur 

Aufrechterhaltung der Spitalversor-
gung auf der Basis von Spitalverbün-
den oder neuen Trägerschaften zu 
prüfen. Wer sollte auch? Das Fach- 
wissen dazu liegt in den Händen  
jener, die sich längst für den «grossen 
Sprung nach vorn» entschieden haben. 
Konfliktbeladen ist dabei die Mehr-
fachrolle des Kantons: Er hat die Pla-
nungshoheit. Er ist gleichzeitig Auf-
sichts- und Bewilligungsbehörde.  
Er ist der primäre Geldgeber: Rund  
68 Millionen Franken fliessen schon 
heute pro Jahr in die Spitäler Schaff-
hausen. Die Staatsrechnung 2012  
weist insgesamt 178 Millionen Franken 
Kosten für Prämienverbilligungen,  
Ergänzungsleistungen, Spitalaufent-
halte, Spitex und Heime aus. Für den 
kleinen Kanton Schaffhausen eine  
gigantische Belastung, die noch stär-
ker ins Gewicht fällt, wenn allein  
die Steuerzahlenden einen solchen 
Neubau schultern müssen. Wohl zu 
gross, denn die Idee, mit der Umzo-
nung von Wald in Wohnbauland  
mehr Eigenkapital zu schaffen, kommt  
von Leuten, denen klar ist, dass – Prä-
mienverbilligung inklusive – Steuer-
erhöhungen über mindestens 10 Pro-
zent drohen, die Beseitigung des 

strukturellen Defizits nicht einge- 
rechnet.

Schon heute sind wir neben Basel-
Stadt der «zweitälteste» Kanton der 
Schweiz. Und wir wachsen hauptsäch-
lich im Segment der Pensionäre über 
65 Jahre. Ist es daher Zufall, wenn an 
der Bildung gespart, der öffentliche 
Raum immer mehr privatisiert und die 
Stadtentwicklung in die Agonie rekur-
riert oder zu Tode geplappert wird? 
60 000 überalterte Steuerpflichtige sol-
len nun auch noch am Volkslauf «Wir 
bauen das beste Spital» teilnehmen. 
Warum gründen die Promotoren für 
den Neubau nicht eine Entwicklungs-
gesellschaft, zu welcher der Kanton 
einen festen Beitrag leistet, den wir 
uns auch wirklich «leisten» können? 
Wenn all jene, die behaupten, das  
Rennen sei zu gewinnen, sich daran 
auch privat beteiligen, dann würde  
die Sache besser aussehen. So aber 
empfehle ich, den Kanton gelegentlich  
in «Spital» umzutaufen, denn noch 
mehr wird bald nicht mehr zu bewäl- 
tigen sein.

Die An- und Einsichten unserer Kolumnistin und unserer  
Kolumnisten publizieren wir gerne, weisen aber darauf hin, dass sie 
selbstverständlich nicht mit jenen der Redaktion übereinstimmen 
müssen.

Marcel
Wenger

Die Entwicklung des Kantons 
Schaffhausen war das Thema 
einer Veranstaltung, die ein 
kleines, aber fachkundiges 
Publikum fand.

VON ERWIN KÜNZI

Der Zeitpunkt, den sich das Schaffhau-
ser Architektur Forum (Sch-ar-f) für 
seine Veranstaltung zum Thema 
«Wachstum und Entwicklung» ausge-
wählt hatte, hätte besser nicht sein 
können: Seit die Wirtschaftsförderung 
am 9. April ihr «Gedankenexperiment» 
zum weiteren Wachstum des Kantons 
Schaffhausen vorgestellt hat (die SN 
berichteten), läuft die Diskussion heiss. 
Leserbriefe werden geschrieben, Par-
teien geben Stellungnahmen ab, und 
bereits wurde dazu ein Vorstoss im 
Kantonsrat eingereicht. Oft sind diese 
Äusserungen von Emotionen geprägt, 
nicht zuletzt deshalb, weil der Vor-
schlag bald das Etikett «Waldstadt» an-
geheftet bekam, was Missverständnis-
sen Vorschub leistete.

Nicht zuletzt um diese Missver-
ständnisse zu beseitigen, so Sch-ar-f-
Präsident Christian Wäckerlin, hatte 
seine Organisation am Donnerstag-
abend ins Haus der Wirtschaft in 
Schaffhausen eingeladen. Angekündigt 
waren zwei Referenten: Daniel Müller-
Jentsch, Projektleiter bei Avenier 
Suisse, sprach zu «Raumplanung und 
wirtschaftliche Entwicklung im Kan-
ton Schaffhausen», und Ueli Jäger von 
der Wirtschaftsförderung erläuterte 
die Überlegungen, die zum «Gedanken-
experiment» geführt hatten.

Wie kann die Siedlungsentwicklung 
gesteuert werden? Von dieser Frage 
ging Müller-Jentsch aus. Da Schaffhau-
sen noch nicht vom grossen Siedlungs-
schub erfasst worden sei, habe es den 
Vorteil, dass Landschaften und Ortsbil-
der noch weitgehend intakt seien. Das 
sei ein Standortkapital, mit dem das 
kleine Paradies werben könne. Um die-
ses aber trotz dem angestrebten Bevöl-
kerungswachstum bewahren zu können, 
brauche es ein besseres Instrumenta-
rium zur Steuerung der Siedlungsent-
wicklung. Dieses sei mit dem Raumpla-
nungsgesetz, dem das Schweizervolk 
am 3. März zugestimmt hat, und dem 

kantonalen Richtplan, der zurzeit beim 
Kantonsrat liegt, durchaus vorhanden. 
Allerdings müssten diese rasch umge-
setzt und Detailfragen bald geregelt 
werden.

Diskussion muss weitergehen
Ueli Jaeger schilderte die Gründe, 

die zum Vorschlag der Wirtschaftsför-
derung führten: Die Kantonsfinanzen 
werden immer röter, die Leute immer 
weniger und immer älter, wobei Letzte-
res zu steigenden Gesundheitskosten 
führt. Werde nichts getan, gehe der 
Wohlstand verloren. Es brauche Zu-
wanderung, die aber gesteuert werden 
müsse, da sonst die Zersiedelung drohe, 
so Jaeger. Deshalb schlägt die Wirt-
schaftsförderung unter anderem vor, in 
Zentrumsnähe einen Quadrat kilometer 
Land fürs Wohnen bereitzustellen und 
den Erlös aus dem Landverkauf unter 
anderem für die Finanzierung von Pro-
jekten wie dem Spitalneubau zu ver-
wenden (siehe SN vom 10. April). Diese 
Ausführungen lösten eine lebhafte Dis-
kussion aus, die, so war man sich einig, 
weitergehen muss und an der sich mög-
lichst viele, denen Schaffhausen am 
Herzen liegt, beteiligen sollten.

Was zu tun ist, damit Wachstum 
nicht zu Zersiedelung führt 

Keinen Verstoss gegen Submis-
sionsregeln stellt die Regierung 
fest und reagiert damit auf Vor-
würfe von Beat Toniolo. Zentral 
dabei: Bleibt man unter einem 
Schwellenwert, muss keine  
Ausschreibung erfolgen. 
Die Vorwürfe, die Beat Toniolo einen 
Monat nach seinem Rückzug vom 
Rheinfallfestival im Interview mit den 
SN erhob, waren schwerwiegend: Wer-
ber Mäni Frei, mit dem die Regierung 
zusammengearbeitet hat, und Beat 
 Hedinger, Direktor Schaffhauserland 
Tourismus, hätten Toniolos kulturelle 
Aktionen torpediert, ihn gemobbt und 
nach Möglichkeit behindert. Und: Ge-
genseitig hätten sich die beiden Auf-
träge zugehalten (siehe SN vom 18. Ja-
nuar). In der Folge wies die Regierung 
die Vorwürfe zurück (siehe SN vom 1. 
Februar), doch das Thema war bereits 
Gegenstand von zwei Kleinen Anfragen 
im Kantonsrat: Jürg Tanner (SP, Schaff-
hausen) und Susi Stühlinger (AL, 
Schaffhausen) stellten verschiedene 
Fragen zu den Anschuldigungen.

Nun liegen die Antworten der Regie-
rung vor. Die Ausgaben für Standort-
marketing und Tourismusförderung be-
ziffert die Regierung für das Jahr 2013 
auf 3,65 Millionen Franken: 3,25 Mio. 
Franken für die Führung der Wirt-
schaftsförderung inklusive Wohnort-
marketing, 250 000 für die Imagekampa-
gne, 150 000 Franken für die Führung der 
Geschäftsstelle für Regionale Standort-
entwicklung (RSE). Für die Tourismus-
förderung wurde ein Staatsbeitrag von 
500 000 Franken bewilligt. Aus dem 
Standortmarketing fliessen gemäss Ant-
wort der Regierung jährlich Aufträge in 
einem Gesamtvolumen von rund 700 000 
Franken an über 100 Firmen und: «Sämt-
liche Lieferantenaufträge bleiben bei 
ihren Auftragswerten über das Jahr be-
trachtet deutlich unter den submissions-
rechtlichen Schwellenwerten», schreibt 
die Regierung. Will heissen: Die rund 
200 Einzelaufträge müssen nicht ausge-
schrieben werden, weil ein bestimmter 
Kostenrahmen nicht überschritten wird. 
Auch bei der Tourismusförderung wür-
den bei der Vergabe der 1500 Einzelauf-
träge pro Jahr (Gesamtwert: 1,5 Mio. 
Franken) die Vergaberichtlinien einge-
halten. Auf die Frage Tanners, ob die Re-
gierung bei Standortmarketing, Touris-

musförderung und Blauburgunderland 
Synergiepotenzial sehe, antwortet die 
Regierung: «Dank der räumlichen Ver-
bindung und der personellen Über-
schneidungen beim Standortmarketing, 
Schaffhauserland Tourismus, Blaubur-
gunderland und bei shtotal sowie mit-
tels gezielter und grösstmöglich aufein-
ander abgestimmter Auftragsvergaben 
können die Vermarktungsbestrebungen 
des Kantons sehr kostengünstig» umge-
setzt werden, heisst es in der Antwort. 
Weiter sei es erwünscht, dass die «ver-
schiedenen Beauftragten und Organisa-
tionen, wo möglich und sinnvoll, zusam-
menarbeiten und Synergien nutzen». 
Trotz Beachtung der gesetzlichen Vor-
gaben und insbesondere der Vergabe-
richtlinien «führt dieses Vorgehen leider 
vereinzelt zu Irritation und Kritik». Auf 
die Fragen nach der erzielten Wirkung 
verweist die Regierung zum Teil auf die 
Geschäftsberichte respektive die Rap-
portierung (Standortmarketing) an die 
Regierung sowie die Geschäftsprüfungs-
kommission des Kantonsrates. Die be-
stehenden Kontrollmechanismen wer-
den als ausreichend eingestuft. 

Susi Stühlinger hatte sich nach den 
Aufträgen erkundigt, welche die Regie-
rung an Frei vergeben hatte, und warum 
diese nicht ausgeschrieben worden 
seien. Antwort: Die Firma entwickelt im 
Auftrag der Wirtschaftsförderung (zu-
ständig für Wohnortmarketing und 
Imagekampagne) Konzeptideen dazu, 
wie der Kanton optimal dargestellt wer-
den könnte. Auch hier gilt: Wenn ein 
Unterauftrag die Kosten von 250 000 
Franken nicht übersteigt, muss er nicht 
ausgeschrieben werden. Bei vom Kanton 
finanzierten Projekten würden Rück-
vergütungen (die beispielsweise bei der 
Vergabe von Unteraufträgen fliessen 
könnten) nicht akzeptiert, schreibt die 
Regierung. Zahlungen für das Standort-
marketing würden über die Finanzver-
waltung ausgeführt und von der Finanz-
kontrolle geprüft, bisher bestünden 
keine Hinweise auf verschleierte Zahlun-
gen, weshalb auf eine weitergehende 
Untersuchung verzichtet werde.

Ganz am Rande erfährt man in den 
beiden Antworten noch, was das Ein-
führungsmarketing für den bei den 
VBSH angesiedelten Integralen Tarif-
verbund – Stichwort: Kontorsionistin 
Nina Burri – gekostet hat: 125 000 Fran-
ken. Davon hat der Kanton 58 000 Fran-
ken bezahlt. Für die Vergabe der Auf-
träge waren die VBSH zuständig. (rob)

Filzvorwürfe: Vergaben  
laut Regierung regelkonform

Sprachen über Wachstum und Entwicklung: Daniel Müller-Jentsch, Ueli Jäger und Christian Wäckerlin (v. l.). Bild Jeannette Vogel
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